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4. Zwischenbericht  
zum Sachstand des kreisweiten Prozesses der  
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(Stand: Oktober 2017)  

 
Die 14 Städte und Gemeinden des Kreises Groß-Gerau und der Kreis Groß-Gerau haben sich 

im Jahr 2013 in einem gemeinschaftlichen Prozess auf den Weg gemacht, ihre interkommuna-

le Zusammenarbeit (IKZ) nachhaltig auszubauen. Über die Inhalte und Ergebnisse der Projek-

te, die Arbeitsmethodik und die Steuerung des Prozesses wurden Gremien und Öffentlichkeit 

seitdem in regelmäßigen Zwischenberichten jährlich informiert. Die Berichte sind auf der IKZ-

Website www.ikz.imkreisgg.de im Bereich „Informationen“ als Download abrufbar.  

  
 

 
 

Der vorliegende 4. Zwischenbericht enthält die wesentlichen Aktivitäten und Ergebnisse im 

vierten Jahr des kreisweiten IKZ-Prozesses in der Zeit von November 2016 bis Oktober 2017. 

Aus Gründen der Vollständigkeit der Darstellung wurden einige Informationen aus früheren 

Berichten auch nachfolgend – in aktualisierter und erweiterter Form – aufgenommen.  

 

Für Rückfragen zum Bericht oder zu einzelnen IKZ-Projekten und -Umsetzungsmaßnahmen 

steht als Ansprechpartnerin für die IKZ-Lenkungsgruppe gerne zur Verfügung: 

 
 

 
Marion Götz - c/o Stadt Raunheim 

Fachbereichsleiterin Zentrale Dienste und Finanzen 

m.goetz@raunheim.de - 06142 / 402-216 

 

Weitere Informationen unter http://www.ikz.imkreisgg.de 

http://www.ikz.imkreisgg.de/
mailto:m.goetz@raunheim.de
http://www.ikz.imkreisgg.de/
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1.   Überblick über die kreisweiten IKZ-Projekte und Umset- 
zungsmaßnahmen 

 
Folgende interkommunale Kooperationen konnten im Jahr 2017 realisiert werden: 

 Kommunales Vergabezentrum 

 Strom- und Gaseinkauf  

 Prüfung elektrischer Anlagen  

 

Folgende kreisweite IKZ-Prüfprojekte wurden 2017 neu gestartet oder sind aus dem Vorjahr 

noch in Bearbeitung: 

 Standesamtswesen  

 Streusalzmanagement  

 E-Government  

 Klärschlammentsorgung (neu ab Juni 2017) 

 

Folgendes kreisweite IKZ-Prüfprojekt wurde 2016 abgeschlossen und hat bislang nicht zu 

neuen Kooperationen geführt: 

 Bezügeabrechnung  

 

Der Start neuer IKZ-Projekte erfolgt stets in Abhängigkeit vom Abschluss vorheriger Projekte. 

Ziel ist die jeweils gleichzeitige Bearbeitung von fünf Aufgabenfeldern. Dies gewährleistet 

einerseits eine hinreichende Breite der IKZ-Bewegung und damit sichtbare Fortschritte im Ge-

samtprozess der kreisweiten interkommunalen Zusammenarbeit, andererseits ermöglicht es 

die gebotene Steuerungsintensität und -qualität, um den Erfolg und die Nachhaltigkeit der Pro-

jekte und Maßnahmen zu sichern. 

 

Ein erwünschter Begleiteffekt des kreisweiten IKZ-Prozesses ist die Anregung zusätzlicher 

örtlicher IKZ-Initiativen im Kreisgebiet. So haben sich seit 2013 neben dem zentral organi-

sierten kreisweiten IKZ-Geschehen und eingebettet in dieses teilweise umfangreiche örtliche 

IKZ-Aktivitäten entwickelt. Beispielhaft hierfür ist die Zusammenarbeit der Städte Kelsterbach, 

Raunheim und Rüsselsheim unter dem Motto „Drei gewinnt“ zu nennen. Auf Basis des kreis-

weiten IKZ-Grundsatzbeschlusses begannen die drei Städte im Jahr 2013, in einem örtlichen 

IKZ-Prozess mit gleicher Arbeitsmethodik vielfältige Aufgabenfelder der Verwaltung bezüglich 

der Potenziale einer Zusammenarbeit in Projekten zu analysieren und anschließend Koopera-

tionen dort, wo sie vorteilhaft waren, in die Tat umzusetzen. Ergebnis war u.a. 2015 die Ein-

richtung einer gemeinsamen Friedhofsverwaltung, 2016 wurden die Baubetriebshöfe von 

Raunheim und Rüsselsheim in einer Anstalt öffentlichen Rechts zusammengeführt und 2017 

folgte u.a. die Gründung einer Forstbetriebsgemeinschaft, der neben Rüsselsheim und Raun-

heim auch die Kreisstadt Groß-Gerau und die Gemeinde Büttelborn beitraten.  

Für die Bereiche Standesamt und Bauhof prüfen seit 2016 auch die Gemeinden Nauheim und 

Trebur die Möglichkeiten und Voraussetzungen einer interkommunalen Kooperation. Weitere 

Schritte zur Realisierung der gemeindeübergreifenden Zusammenarbeit folgen in Abhängig-

keit von den Beschlüssen der örtlichen Gremien. 

  

Die Beteiligung der 15 Kreiskommunen (14 Städte und Gemeinden und Kreis Groß-Gerau) 

an den kreisweiten IKZ-Projekten und -Umsetzungsmaßnahmen im Jahr 2017 ist der fol-

genden Übersicht zu entnehmen: 
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1.1 Sachstand der IKZ-Projekte und -Umsetzungsmaßnahmen 
 

a)  Kommunales Vergabezentrum  
 

Im IKZ-Prüfprojekt Beschaffungswesen, das im Jahr 2015 alle Beschaf-

fungsgüter der Verwaltungen zum Gegenstand hatte, wurden vielfältige 

mögliche Vorteile einer interkommunalen Zusammenarbeit festgestellt. 

Für eine rechtssichere, wirtschaftlichere und nachhaltigere Aufgabenor-

ganisation hatte die Projektgruppe neben der Bildung von Beschaf-

fungsgemeinschaften für den kostengünstigen Einkauf einzelner Güter 

die Einrichtung eines Kompetenzzentrums für Beschaffungswesen empfohlen. Dies ist 

eine zentrale Stelle, die den Kommunen bei Beschaffungen aller Art mit Rat und Tat zur Seite 

steht und Vergaben in deren Auftrag für sie durchführt.  

 

Im Jahr 2016 hat daraufhin eine interkommunale Projektgruppe die Voraussetzungen für die 

Einrichtung eines solchen Kompetenzzentrums vertiefend geprüft und entscheidungsreif vor-

bereitet. 10 Städte und Gemeinden und der Kreis Groß-Gerau haben auf dieser Grundlage bis 

Jahresende 2016 die Gründung des Kommunalen Vergabezentrums (KVZ) beschlossen 

und im Februar 2017 die zugehörige öffentlich-rechtliche Vereinbarung unterzeichnet. Beteiligt 

an diesem Verbund sind die Städte und Gemeinden Biebesheim am Rhein, Bischofsheim, 

Büttelborn, Ginsheim-Gustavsburg, Kelsterbach, Mörfelden-Walldorf, Nauheim, Raunheim, 

Riedstadt und Trebur sowie der Kreis Groß-Gerau, in dessen Verwaltung das neue Vergabe-

zentrum angesiedelt ist. Nach gemeinsamer Erarbeitung aller organisatorischen und personel-
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len Voraussetzungen hat das Vergabezentrum im Juli 2017 erfolgreich seine Arbeit aufge-

nommen. 

 

Vorteile dieser zentralen Dienstleistungsstelle für Beschaffungsaufgaben sind u.a.: 

 die jederzeit mögliche Inanspruchnahme des Vergabezentrums für die qualifizierte Durch-

führung von Vergabeverfahren jeder Art in den Kommunen, d.h. jederzeitige Handlungs-

fähigkeit der Kommunen im Vergabewesen auch bei örtlichen personellen Engpässen, 

im Krankheits- oder Urlaubsfall in den Ämtern vor Ort  

 Routine auch in seltener durchzuführenden Beschaffungsarten und in Verfahren für selten 

zu beschaffende Güter, Einsparung von Ein- und Bearbeitungsaufwand, Reduzierung 

von Vergabefehlern, höhere Rechtssicherheit, geringere Vergaberisiken der Kommunen 

 erhebliche Zeit- und Aufwandsersparnis für die Kommunen bei gemeinsamen Be-

schaffungen, die das Vergabezentrum zentral für die Auftrag gebenden Städte und Ge-

meinden durchführt, und in der Regel zudem günstigere Preise durch höhere Mengen 

 Einsparungen durch die Entbehrlichkeit externer Dienstleister für Vergabeverfahren  

 Einsparung von Organisations- und Investitionsaufwand in den Kommunen für die 

gesetzlich vorgeschriebene Einführung der eVergabe im Jahr 2018 

 Unterstützung der Kommunen bei der Realisierung strategischer Beschaffungsziele 

wie z.B. ökologischen und sozialen Kriterien 

 Personalentwicklungsmöglichkeiten im Bereich des Vergabewesens (Spezialisie-

rungsmöglichkeit für Mitarbeiter/innen). 

  

Das Land Hessen hat den Modellcharakter des interkommunalen Verbundes im September 

2017 mit einer Zuwendung in Höhe von 100.000 EUR gewürdigt.  

 

 
 

Bild:  
Übergabe des Fördermittelbescheids für das Vergabezentrum (v.l.n.r. Landrat Thomas Will, Marion Götz  
(Leiterin IKZ-Lenkungsgruppe), Staatsminister Peter Beuth) 

 

Der erfolgreiche Prozess der interkommunalen Zusammenarbeit im Kreis Groß-Gerau und das 

Vergabezentrum als ein beispielhaftes Ergebnis dieses Prozesses sind regional und überregi-

onal auf reges Interesse gestoßen. So haben sich zahlreiche hessische Stadt- und Kreisver-
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waltungen im Berichtszeitraum eingehend über die hiesigen Entwicklungen informiert. Zudem 

konnte im September 2017 in Berlin auf Einladung der 19. Beschaffungskonferenz, einem 

jährlichen zentralen Fachkongress für Vergabeverantwortliche in Bundes-, Landes- und Kom-

munalbehörden aus Deutschland, Österreich und der Schweiz, über die Bildung des Vergabe-

zentrums, seinen rechtlichen und finanziellen Rahmen sowie die Organisation der Zusam-

menarbeit zwischen Kommunen und Kreis berichtet werden.  

 

Weitere Informationen zum Kommunalen Vergabezentrum sind abrufbar unter  

 www.ikz.imkreisgg.de im Bereich „Informationen“  unter „Downloads“ / „Beschlussvorla-

gen“ (Datei „Bildung eines kommunalen Vergabezentrums (2016)“) und  

 www.kreisgg.de/wirtschaft/oeffentliche-ausschreibungen/.   

 
b)  IKZ im Strom- und Gaseinkauf 
 

12 Kreiskommunen und 11 kommunale Unternehmen hatten erstmalig 

im Jahr 2015 im Rahmen eines gemeinsamen IKZ-Projekts ihren Strom- 

und Gasbedarf gemeinsam beschafft. Das Vergabeverfahren wurde von 

einer interkommunalen Projektgruppe in Zusammenarbeit mit dem 

Zweckverband Riedwerke als beauftragtem Verfahrensverantwortlichen 

durchgeführt. Die hervorragenden Ergebnisse der europaweiten Aus-

schreibung haben in den Jahren 2016 und 2017 eine Gesamteinsparung aller Beteiligten in 

Höhe von 4,482 Mio Euro zur Folge gehabt. Mehrere regionale und ein lokaler Anbieter hat-

ten sich in den Verfahren erfolgreich durchgesetzt. Die Laufzeit der Verträge begann je nach 

örtlichem Bedarf zwischen dem 1.1.2016 und 1.1.2017 und endet einheitlich am 31.12.2017.  

 

Zwischen allen Verantwortlichen bestand nach diesem Erfolg Einigkeit, den gemeinsamen 

Einkauf von Strom und Gas zum Modell der Zukunft zu machen und dauerhaft zu institutiona-

lisieren. Der Zweckverband Riedwerke wurde daher 2016 beauftragt, auch künftig diese 

Aufgabe für alle beteiligungsinteressierten Kommunen und Kommunalunternehmen im Kreis 

Groß-Gerau wahrzunehmen. Auch ein einheitliches Vertragsmanagement findet seitdem – 

begünstigt durch die zeitlich einheitlich getakteten Verträge - dort statt. Neben geringeren Be-

schaffungspreisen aufgrund der hohen Beschaffungsmenge des kommunalen Verbunds führt 

die zentrale Organisation des Strom- und Gas-Einkaufs auch organisatorisch zu erhebli-

chen Einsparungen. Denn bislang musste jede Stadt und Gemeinde, der Kreis und jedes 

Kommunalunternehmen für sich allein mit eigenen Ressourcen das komplexe Vergabeverfah-

ren durchführen. Dies findet seit 2015 nur noch einmalig und gebündelt durch die Riedwerke 

für alle interessierten Kreiskommunen und Kommunalunternehmen statt.  

 

Rechtzeitig vor Auslaufen der o.g. Vertragslaufzeit hat im Sommer 2017 die zweite gemein-

same europaweite Ausschreibung des kommunalen Strom- und Gasbedarfs stattgefunden. 

12 Kreiskommunen und 11 Kommunalunternehmen haben am gemeinsamen Stromeinkauf 

teilgenommen, 12 Kreiskommunen und 8 Kommunalunternehmen waren am gemeinsamen 

Gaseinkauf beteiligt. Insgesamt wurde ein jährlicher Lieferbedarf von 26.500 MWh Ökostrom 

und 43.300 MWh Gas für eine Vertragslaufzeit vom 1.1.2018 – 31.12.2020 ausgeschrieben.  

 

Beide Verfahren haben für alle Beteiligten erneut sehr gute Ergebnisse erbracht. Die Ange-

botspreise für Strom lagen nahezu gleichauf mit denen von 2015, beim Gaseinkauf konnten 

die damaligen bereits sehr guten Preise sogar nochmals unterschritten werden. Erneut haben 

http://www.ikz.imkreisgg.de/
https://www.kreisgg.de/wirtschaft/oeffentliche-ausschreibungen/
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die Ergebnisse der interkommunalen Kooperation somit einen qualifizierten Beitrag zur Entlas-

tung der Haushalte aller an der Einkaufsgemeinschaft beteiligten Kommunen geleistet. Für 

fünf der sieben ausgeschriebenen Lose ging der Zuschlag an regionale Anbieter, für zwei Lo-

se an ein überregionales Unternehmen.  

 
c)  IKZ bei der Prüfung elektrischer Anlagen 
 

13 der 15 Kreiskommunen und 3 Kommunalunternehmen haben im Jahr 

2017 in interkommunaler Zusammenarbeit die Prüfung ihrer elektrischen 

Anlagen neu organisiert. Grundlage hierfür war ein gemeinsames Projekt, 

in dem 2015 die Möglichkeit einer optimierten Aufgabenorganisation un-

tersucht worden war. Ergebnis der Prüfung war, dass eine Kooperation 

der Kommunen im Vergleich zur alleinigen Aufgabenerfüllung zahl-

reiche Vorteile bieten würde. Ein Vergleich der Handlungsalternativen „Aufgabenerfüllung 

durch (noch einzustellendes) kommunales Personal“ und „Auftragsvergabe an externe Dienst-

leister“ hatte die Vorteilhaftigkeit der externen Vergabe erwiesen.  
 

2016 wurden daraufhin von einer interkommunalen Arbeitsgruppe mit dem Zweckverband Ried-

werke als beauftragtem Verfahrensverantwortlichen in mehrmonatiger Detailarbeit die Basisda-

ten der Kommunen und Kommunalunternehmen zusammengeführt, die ihr Beteiligungsinteres-

se an einer gemeinsamen Ausschreibung der Dienstleistung bekundet hatten.  

 

 

 

Auf dieser Grundlage wurde im Frühjahr 2017 erstmalig eine gemeinsame europaweite Aus-

schreibung der Prüfung elektrischer Anlagen für die Kommunen im Kreis Groß-Gerau 

durchgeführt. Gegenstand des Verfahrens waren 95.231 ortsveränderliche und 72.204 ortsfeste 

elektrische Anlagen in 603 kommunalen Liegenschaften. Für die ortsveränderlichen Anlagen 

war eine Vertragslaufzeit vom 1.5.2017 - 30.4.2019 vorgesehen, die Verträge für die ortsfesten 

Anlagen sollten am 1.1.2018 beginnen und einheitlich am 31.12.2021 enden.  
 

Das sehr erfreuliche Ergebnis des interkommunalen Verfahrens waren Angebotspreise in Höhe 

von durchschnittlich nur rd. 1/3 der Kosten, die die Kommunen bei alleiniger Vergabe dieser 

Leistungen für ihre elektrischen Anlagen bis dahin i.d.R. zu tragen hatten. Für die Gesamtheit 

der Beteiligten und die Dauer der Vertragslaufzeit ergab sich hieraus ein Einsparpotenzial ge-

genüber einer eigenständigen Aufgabenwahrnehmung in erheblicher sechsstelliger Höhe. Den 

Zuschlag für das wirtschaftlichste Angebot für die Prüfung der ortsfesten Anlagen hat eine Fir-

ma aus dem Kreis Groß-Gerau erhalten. 
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Nach diesem Resultat bestand Einigkeit aller Beteiligten, auch künftig die Prüfung der 

elektrischen Anlagen interkommunal zu organisieren und hierfür den Zweckverband Ried-

werke als spezialisierten Dienstleister für die Vorbereitung und Durchführung der Ausschrei-

bungsverfahren in Anspruch zu nehmen. 

 
d)  IKZ-Projekt Standesamtswesen 
 

Eine interkommunale Kooperation im Standesamtswesen kann unter 

dem Aspekt der Wirtschaftlichkeit, Leistungsfähigkeit, Bürgerorientie-

rung und Mitarbeiterorientierung vielfältige Vorteile bieten. Dies beweist 

das Beispiel von mindestens 35 hessischen Kommunen, die bereits in 

Standesamtsangelegenheiten zusammenarbeiten. Auch die Projekt-

gruppe des IKZ-Prüfprojekts Standesamtswesen hatte 2015 mögliche 

Vorteile einer Zusammenarbeit der beteiligten Kreiskommunen festgestellt. Art und Umfang 

wurden einer näheren Betrachtung der Bedarfslage in den einzelnen Kommunen vor Ort 

vorbehalten.  

 

Eine Abfrage bei den Städten und Gemeinden im Kreis Groß-Gerau hat anschließend ein brei-

tes Interesse ergeben, das Ziel einer Kooperation im Standesamtswesen weiter zu verfolgen. 

Hierfür sollten zunächst in einem Pilotprojekt der Südkreiskommunen Biebesheim am 

Rhein, Gernsheim und Stockstadt am Rhein die erforderlichen Projektschritte exemplarisch 

vollzogen und die Ergebnisse danach auch für alle weiteren Kreiskommunen nutzbar gemacht 

werden. Bereits 2011/2012 hatte es im Südkreis erste Bemühungen um eine Zusammenarbeit 

gegeben, die jedoch nicht zu einem einvernehmlichen Abschluss gekommen waren. 2016 

wurde daher unter Federführung der Gemeinde Biebesheim am Rhein der Handlungsfaden 

erneut aufgenommen. Nach zwischenzeitlicher Aktualisierung der damaligen Kalkulation sind 

nun weitere Abstimmungen zwischen den drei Kommunen vorgesehen.  

 

Konkrete Planungen zur gemeinsamen Organisation der Standesamtsaufgaben bestehen in 

den Gemeinden Nauheim und Trebur. Auch diese hatten vor einigen Jahren bereits die Mög-

lichkeit einer interkommunalen Zusammenarbeit erstmalig angedacht. Das bevorstehende 

Ausscheiden von Personal und weitere Faktoren haben nun das erneute Aufgreifen dieser 

Überlegungen zur Folge gehabt. Als Vorteile einer gemeinsamen Aufgabenorganisation wur-

den positive Effekte bei den Arbeitsplatzkosten und Öffnungszeiten sowie bezüglich der fachli-

chen Spezialisierung und Personalentwicklungsplanung festgestellt. Die Gemeindevertretun-

gen beider Gemeinden haben auf dieser Basis im Juni und Juli 2017 ihre Verwaltungen beauf-

tragt, eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung für die künftige Zusammenarbeit auszuarbeiten. 

Vorgesehen ist, dem Standesamt Nauheim ab 1.1.2018 zugleich die Geschäfte des Standes-

amts Trebur zu übertragen. Trauungen sollen dabei auch künftig unverändert in beiden Kom-

munen stattfinden.  

 

Auch die Städte Kelsterbach und Raunheim kooperieren im Aufgabenbereich Standesamt. 

Ihre Standesbeamten sind zugleich für die jeweilige Nachbarstadt bestellt und leisten wech-

selseitige Unterstützung bei örtlichem Personalausfall.  

 

Erste Überlegungen zur Intensivierung der Zusammenarbeit bestehen darüber hinaus in 

Ginsheim-Gustavsburg und Bischofsheim. Dort ist ein Grundsatzbeschluss für eine Prü-

fung der Zusammenlegung der Standesämter in Vorbereitung. Im Fall der Zustimmung der 



9 
 
örtlichen Gremien soll die Aushandlung der Details und die finale Beschlussfassung zur Reali-

sierung der Kooperation folgen.     

 
e)  IKZ-Projekt Bezügeabrechnung  
 

Im IKZ-Projekt Bezügeabrechnung wurden 2016 u.a. folgende Vorteile 

einer gemeinsamen Aufgabenwahrnehmung festgestellt:  

- Ausfallsicherheit bei personellen Engpässen durch Urlaub, Krankheit   

   oder Ausscheiden von Mitarbeiter/innen  

- Optimierung der Dienstleistung durch spezialisierte Mitarbeiter/innen   

   auch für schwierigere und seltenere fachliche Anforderungen (z.B.  

      Pfändungsrecht, Entgeltumwandlung) 

- u.U. effizienterer Personaleinsatz 

- Kosteneinsparungen z.B. bei Lizenzgebühren für das Personalabrechnungssystem, Fachli-

teratur, Arbeitsplatzkosten und Fortbildungskosten.  

 

Eine Abfrage bei den Kreiskommunen im Anschluss an das Projekt hatte Ende 2016 jedoch 

ergeben, dass kurzfristig kein Interesse an einer Zusammenarbeit in der Bezügeabrechnung 

bestanden hat. Auch eine Erweiterung der seit 2006 bereits bestehenden interkommunalen 

Bezügeabrechnungsstelle Büttelborn um 1 – 2 weitere Kommunen, wie von den Trägerkom-

munen Büttelborn, Nauheim und Raunheim angestrebt, war so nicht realisierbar. Diese Stelle 

ist zwischenzeitlich aus personellen Gründen aufgelöst worden.      

 
f)  IKZ-Projekt Streusalzmanagement 
 

Die bestmögliche Organisation ihres Streusalzmanagements in leis-

tungsbezogener und wirtschaftlicher Hinsicht streben 11 Städte und 

Gemeinden des Kreises Groß-Gerau im IKZ-Projekt Streusalzmanage-

ment an. Im Herbst 2016 erfolgte hier durch eine interkommunale Pro-

jektgruppe eine Bestandsaufnahme der in den Kommunen eingesetzten 

Streumittelarten und –mengen, der unterschiedlichen Logistik und La-

gerungsformen sowie der örtlichen Organisation. Nach Auswertung der Ergebnisse wurden 

folgende Kooperationsmöglichkeiten betrachtet: 

A) gemeinsame Durchführung der Streumittelbeschaffung (Beschaffungsgemeinschaft) 

B) zusätzlich zu A) Mitnutzungsmöglichkeit eines bestehenden zentralen Streusalzlagers in 

Wiesbaden (dieses resultiert aus einem früheren IKZ-Projekt der Stadt Rüsselsheim mit 

mehreren größeren Städten in Süd- und Mittelhessen) 

C) alternativ zu B) Errichtung eines zentralen Streusalzlagers im Kreis Groß-Gerau  

D) Kooperation mit Privatfirmen bei Beschaffung, Logistik, Lagerung  

 

Das Fazit der Prüfung war im Frühjahr 2017 die Empfehlung der Projektgruppe, zunächst nie-

derschwellig in die interkommunale Zusammenarbeit einzusteigen, d.h. die Alternativen 

A) und B) zu verfolgen. Die Alternativen C) und D) wurden aufgrund ihrer erwartbaren Unwirt-

schaftlichkeit und anderer Nachteile für die nachhaltige örtliche Aufgabenorganisation nicht als 

vorteilhaft beurteilt.  
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Auf dieser Grundlage werden im weiteren Projektverlauf derzeit die Voraussetzungen einer 

gemeinsamen Ausschreibung eines Lager- und Liefervertrags für Streusalz vorbereitet. 

Darüber hinaus finden aktuell Abstimmungen statt, um die Mitnutzung von Kapazitäten des 

interkommunalen Streusalzlagers in Wiesbaden als Notbedarf für besonders „harte“ Winter 

zugunsten weiterer Städte und Gemeinden im Kreis Groß-Gerau zu ermöglichen. Der Ab-

schluss des Projekts ist im November 2017 vorgesehen. 

 
g)  IKZ-Projekt E-Government 
 

14 von 15 Kreiskommunen nehmen seit September 2016 an einem 

kreisweiten IKZ-Projekt zu einem zentralen Zukunftsthema aller Ver-

waltungen teil, dem E-Government. Die Verbesserung der Servicequa-

lität für Bürgerinnen und Bürger und Unternehmen durch die Erweite-

rung elektronischer Kommunikation als wichtiger Standortfaktor, ver-

besserte Wirtschaftlichkeit durch effizientere Verwaltungsverfahren, 

Optimierung des Wissensmanagements durch digitale Datenverarbeitung und –archivierung, 

aber auch die Bereitstellung zeitgemäßer Arbeitsplätze und das Ermöglichen flexiblerer Ar-

beitsformen für die Beschäftigten sind wesentliche Gründe, warum dieses Handlungsfeld für 

die Kreiskommunen hohe Priorität besitzt. Darüber hinaus gilt es, die Vorgaben des Gesetz-

gebers zur elektronischen Durchführung von Verwaltungsverfahren, zur elektronischen Bezah-

lung, zur elektronischen Verfügbarkeit von Daten u.a.m. zu erfüllen.  

 

Ziel des IKZ-Projekts E-Government ist es, die Kommunen im Kreis Groß-Gerau zu unter-

stützen,  

 ein grundsätzliches Verständnis der bestehenden rechtlichen Anforderungen und des kon-

kreten individuellen Nutzens von E-Government für Verwaltung und Kunden zu gewinnen,  

 ihre örtlichen Handlungsbedarfe zu identifizieren und 

 die sich daraus ergebenden vor Ort erforderlichen Handlungsschritte abzuleiten. 

 

Hierfür werden durch eine interkommunale Projektgruppe Informationen und Arbeitshilfen 

entwickelt, mit denen die Kommunen bei sich vor Ort – allein oder mit anderen Kommunen in 

gemeinsamen Projekten – ihre örtliche E-Government-Strategie entwickeln und wirksame 

Schritte zur Umsetzung örtlicher E-Government-Maßnahmen vollziehen können.  

 

Aktuell erfolgt im Rahmen des Projekts mit externer Unterstützung in drei beteiligten Städten 

stellvertretend für alle weiteren Kommunen eine exemplarische E-Government-Bestands-

aufnahme. Diese umfasst eine Analyse und Bewertung u.a. der örtlichen Organisation, der 

technischen Voraussetzungen, der bereits genutzten E-Government-Anwendungen sowie der 

Bedarfslage der Fachämter und Bürger vor Ort im Hinblick auf die Anforderungen einer leis-

tungsfähigen digitalen Verwaltung. Ziel der Bestandsaufnahme ist, die örtlichen Handlungsbe-

darfe und Digitalisierungspotenziale aufzuzeigen und Vorschläge für konkrete Umsetzungs-

maßnahmen in den Kommunen zu entwickeln.  

 

Das methodische Vorgehen wie auch die fachlichen Inhalte der örtlichen Bestandsaufnahmen 

werden zugleich allen weiteren projektbeteiligten Kommunen zur Verfügung gestellt. Diese 

beteiligen sich im Gegenzug an der Finanzierung des externen Fachbüros, das durch ein ge-

meinsames Vergabeverfahren der 14 Kommunen gewonnen wurde. Bereits im aktuellen Sta-

dium des Projekts hat sich die Kooperation somit ausgezahlt, da statt 14 einzelner Aufträge an 
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unterschiedliche Fachbüros nun alle Kommunen in einem gemeinsamen Geleitzug ein einzi-

ges Institut beauftragen konnten, und dies zu sehr günstigen Konditionen. Darüber hinaus 

werden die Kosten der Beauftragung geteilt; die Finanzierungsanteile der einzelnen Kom-

munen betragen nach einem einwohnerbezogenen Schlüssel nur zwischen 883 EUR und 

2.745 EUR. 

 

Die folgende Grafik gibt einen Überblick über einige wesentliche Rahmenbedingungen und 

Handlungsfelder einer kommunalen E-Government-Strategie:  

 

Auf der Grundlage der Ergebnisse des vorstehenden Basis-Projekts werden im 1. Halbjahr 

2018 Empfehlungen der Projektgruppe für nachfolgende konkrete Umsetzungsprojekte im 

E-Government folgen. Bereits zum jetzigen Zeitpunkt besteht Einigkeit aller Beteiligten, dass 

ein intensiver Austausch und interkommunale Kooperation zur Bewältigung der komplexen 

Anforderungen im Aufgabengebiet E-Government auch zukünftig unabdingbar sein werden 

und die Zusammenarbeit auch bei den nachfolgenden Umsetzungsprojekten fortgesetzt wird.  

 
h)  IKZ-Projekt Klärschlammentsorgung 

 

Im Kreis Groß-Gerau existieren 12 kommunale Kläranlagen. Jährlich 

sind rd. 18.000 t Klärschlamm, Rechengut und Sandfang zu entsorgen. 

Eine interkommunale Kooperation kann nicht nur helfen, in den Kom-

munen und Abwasserverbänden Kosten und Arbeitsaufwand zu spa-

ren, sondern auch gemeinsam erforderliche Anpassungen an die neu-

en, strengeren Regelungen der Klärschlammverordnung zu ermögli-

chen. Eine Kostensimulation aufgrund einer Marktrecherche hat im Februar 2017 ergeben, 

dass bei gemeinsamer Entsorgung der o.g. Mengen eine Einsparung aller Kommunen von rd. 

150.000 EUR / Jahr erreicht werden kann. Weitere Kostensenkungen würden sich aus dem 

gebündelten Transport und zentralen Umschlag des Klärschlamms, Rechenguts und Sand-

fangs ergeben.  
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10 Städte und Gemeinden bzw. deren Abwasserverbände haben sich vor diesem Hintergrund 

am IKZ-Projekt Klärschlammentsorgung beteiligt, das im Juni 2017 seine Arbeit aufgenommen 

hat. Zunächst wurden die für das Projektziel relevanten Daten - zu entsorgende Mengen und 

Eigenschaften von Klärschlamm, Rechengut und Sandfang, seitherige Preise der Entsorgung 

u.a.m. – bei den Kommunen erhoben und ausgewertet. Aktuell findet auf dieser Grundlage 

eine Betrachtung der Potenziale einer gemeinsamen Aufgabenwahrnehmung statt.  

Neben herkömmlichen Entsorgungswegen wie der Verbrennung oder Ausbringung auf land-

wirtschaftlichen Flächen werden auch neue technische Verfahren wie die Hydrothermale 

Carbonisierung und Verfahren zur Phosphorrückgewinnung im Projekt betrachtet.  

 

Der Zwischenbericht des Projekts mit Empfehlungen zum weiteren Vorgehen wird von der 

interkommunalen Projektgruppe im Januar 2018 vorgelegt. Anschließend kann z.B. eine ge-

meinsame Ausschreibung der zu entsorgenden Mengen für die hieran interessierten Kommu-

nen und die Erarbeitung eines Konzepts für die Bündelung der Transporte folgen.  

 
1.2 Beispiel für standardisierten Projektablauf  
 

Alle in Abschnitt 1.1 aufgeführten Projekte werden von Projektgruppen bearbeitet, die sich aus 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der beteiligten Kommunen sowie der Vertreterin der IKZ-

Lenkungsgruppe zur Unterstützung der Projektarbeit zusammensetzen. Die Projektarbeit wird 

von allen Akteurinnen und Akteuren zusätzlich zu ihrer laufenden Tagesarbeit wahrgenommen. 

Soweit projektbeteiligte Kommunen kein Personal in eine Projektgruppe entsenden können o-

der möchten, werden deren Dienststellenleitungen durch die IKZ-Lenkungsgruppe (siehe 2.1) 

über den wesentlichen Projektverlauf regelmäßig informiert und bei Entscheidungen beteiligt. 

Hierzu gehören z.B. Entscheidungen über den Zeitrahmen des Projekts oder zum weiteren Vor-

gehen nach Vorlage des Zwischenberichts und des Abschlussberichts der Projektgruppe. 

 

Grundlage der Projektarbeit ist jeweils ein schriftlicher Projektauftrag und ein Projektablaufplan. 

Die Entwicklung der Projektaufträge erfolgt stets vor dem Projektstart unter Federführung der 

IKZ-Geschäftsstelle (= Leiterin der IKZ-Lenkungsgruppe) in Zusammenarbeit mit interessierten 

Mitarbeiter/innen der Kommunen, die in ihren Dienststellen in den jeweiligen Aufgabenfeldern 

eingesetzt sind. Nach Fertigstellung des Entwurfs wird der Projektauftrag allen Dienststellenlei-

tungen zur Abstimmung vorgelegt. So können die örtlich bestehenden Bedürfnisse und Erwar-

tungen an das Projekt bestmöglich Berücksichtigung finden. Nach Zustimmung aller Dienststel-

lenleitungen wird der Projektauftrag von diesen unterzeichnet und das Projekt beginnt. Die Pro-
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jektgruppe erarbeitet unmittelbar nach seinem Start den Projektablaufplan. Dieser wird ebenfalls 

mit den Auftraggebern (Dienststellenleitungen, die den Projektauftrag unterzeichnet haben) ab-

gestimmt und stellt danach die verbindliche Grundlage für die weitere Projektsteuerung dar. 

 

Die Regeldauer eines IKZ-Prüfprojekts beträgt rund ein Jahr. Ziel eines Prüfprojekts ist die Klä-

rung der grundsätzlichen Vorteilhaftigkeit interkommunaler Zusammenarbeit für eine bestimmte 

Aufgabe und – falls diese festgestellt wird - die Entwicklung von Handlungsvorschlägen für ihre 

organisatorische Umsetzung.  

 

Alle IKZ-Prüfprojekte gliedern sich jeweils in folgende Arbeitsabschnitte:  
 

 

I. Erteilung des Projektauftrags durch die Dienststellenleitungen der beteiligten Kommunen  

1. Erstellung des Entwurfs des Projektablaufplans durch die Projektgruppe, Abstimmung 
mit den Auftraggebern 

2. Durchführung der Ist-Analyse, d.h. vergleichende Gegenüberstellung der seitherigen Or-
ganisation der Aufgabenwahrnehmung in den projektbeteiligten Kommunen; Vorausset-
zung hierfür ist jeweils eine örtliche Erhebung (Fragebogen und Interviews) … 

 der örtlichen Aufbau- und Ablauforganisation zur Erfüllung der Aufgabe,  

 des örtlichen Leistungsspektrums,  

 des örtlichen Ressourceneinsatzes für die Aufgabenerfüllung,  

 sonstiger steuerungsrelevanter örtlicher Kennzahlen und Rahmenbedingungen und  

 der örtlichen Bedarfe und Besonderheiten in Bezug auf die Aufgabe. 

3. Prüfung der Vorteilhaftigkeit einer möglichen IKZ für die Wahrnehmung der Aufgabe, die 
Projektgegenstand ist 
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4. Fazit, ob IKZ empfohlen wird / nicht empfohlen wird / teilweise empfohlen wird 

II. Zwischenbericht der Projektgruppe an die Auftraggeber (Dienststellenleitungen) 

Soweit im Zwischenbericht der Projektgruppe die IKZ-Vorteilhaftigkeit festgestellt wird und  
die Auftraggeber auf dieser Basis den Auftrag zur Fortsetzung des Projektes erteilen: 

5. Soll-Konzeption, d.h. Vorschlag für die optimale Organisations- und Rechtsform der  
interkommunalen Aufgabenwahrnehmung, Benennung der erforderlichen Arbeitsschritte 
zur Umsetzung  

6. Klärung der Möglichkeit der Fördermittelakquise für eine Kooperation  

7. regelmäßige Vorbereitung von Informationen über wesentliche Entwicklungen im Pro-
jektverlauf für die Dienststellenleitungen zur Unterrichtung der Beschäftigten und der Inte-
ressenvertretungen (Personalräte, Frauenbeauftragte, Schwerbehindertenvertretungen) 

III. Schlussbericht der Projektgruppe an die Auftraggeber (Dienststellenleitungen) 

 

Nach Abschluss jedes Prüfprojekts entscheiden die Kommunen über die Umsetzung der von 

der Projektgruppe empfohlenen Maßnahmen. Die Umsetzung erfolgt nach Beauftragung durch 

die Dienststellenleitungen in der Regel in einem nachfolgenden Umsetzungsprojekt in intensi-

ver Zusammenarbeit mit den jeweils zuständigen Ansprechpartnern der kooperationsinteres-

sierten Kommunen vor Ort.  

 

Nach Beendigung der in Abschnitt 1.1 aufgeführten Projekte werden durch die Dienststellen-

leitungen der 15 Kreiskommunen sukzessive neue Projekte zur Prüfung der IKZ-Vorteilhaftig-

keit auf weiteren Aufgabenfeldern beauftragt. 

 
1.3  IKZ-Bestandsaufnahme 2.0 – Fortschreibung von 2013 
 

Startpunkt des kreisweiten IKZ-Prozesses 

war eine erstmalige systematische Be-

standsaufnahme zur Interkommu-

nalen Zusammenarbeit im Kreis 

Groß-Gerau im Jahr 2013. In einem 

Fragebogen und Interviews mit allen 

Bürgermeistern und dem Landrat 

wurden u.a. die damals bestehenden 

und beabsichtigten Kooperationen 

der 14 Städte und Gemeinden und 

des Kreises Groß-Gerau erfasst und 

auch die in der Vergangenheit ge-

scheiterten Kooperationsbemühungen 

erhoben.  

 

Seit dieser Bestandsaufnahme haben im Rahmen des kreisweiten IKZ-Prozesses vielfältige 

Aktivitäten stattgefunden, um die interkommunale Zusammenarbeit im Kreisgebiet voranzu-

bringen und auszubauen. Über diese Projekte und Umsetzungsmaßnahmen hinaus haben 

einige Kommunen auch örtliche IKZ-Aktivitäten gestartet und Kooperationen realisiert.  
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Zur Dokumentation dieser Entwicklung und um die damit verbundenen Ergebnisse und Er-

kenntnisse wieder für alle Kreiskommunen einheitlich nutzbar zu machen, hat im Januar 2017 

eine erneute Bestandsaufnahme und Fortschreibung der Dokumentation von 2013 stattgefun-

den.  
 

 

Erneut sind in der Erhebung – wie bereits 2013 – alle innerhalb des Kreises Groß-Gerau 

bestehenden interkommunalen Kooperationen wie auch alle interkommunalen Verbünde 

von Kreiskommunen über die Kreisgrenzen hinaus dargestellt worden. Gegliedert nach Auf-

gabenbereichen werden die damaligen Ergebnisse aufgeführt und es wird dargestellt, welche 

Veränderungen, d.h. neue Kooperationen und aktuell laufende IKZ-Projekte, seit 2013 zu ver-

zeichnen sind.  

 

Die Auswertung der Dokumentation zeigt, dass kreisweit ein Entwicklungsstand der inter-

kommunalen Zusammenarbeit erreicht ist, der über den Stand des Jahres 2013 deutlich 

hinausgeht. 

 

Die aktualisierte Übersicht dient nicht nur der Herstellung von Transparenz bezüglich der 

Entwicklungen der vergangenen Jahre und des Sachstands, der infolgedessen auf dem Feld 

der IKZ zwischenzeitlich erreicht ist, um ggf. auch weitere Initiativen anzustoßen. Sie ist zu-

gleich eine nützliche Informationsquelle für den Kontakt mit Aufsichtsbehörden und Landes-

rechnungshof, wenn in Zusammenhang mit Haushaltsgenehmigungen, Haushaltssicherungs-

konzepten und überörtlichen Prüfungen turnusmäßig die Frage nach den kommunalen Aktivi-

täten auf dem Feld der interkommunalen Zusammenarbeit zu beantworten ist.  

 

 



16 
 

2. IKZ-unterstützende Maßnahmen  

 
2.1 Steuerung des IKZ-Prozesses   
 

Zur Steuerung des kreisweiten IKZ-Prozesses mit seinem vielfältigen Projektgeschehen wurde 

von den Dienststellenleitungen der 15 Kreiskommunen 2013 die IKZ-Lenkungsgruppe gebil-

det. Diese nimmt seitdem folgende Aufgaben wahr: 
 

 Priorisierung und Initiierung von Einzelprojekten der IKZ 

als Vorschlag für und in Abstimmung mit den Dienststellenleitungen der Kreiskommunen  

 Projektsteuerung  

Projektauftrag, Abnahme von Projektberichten, Entscheidung über Projekt-Meilensteine 

 Organisation von Unterstützung für IKZ-Projekte  

methodisch, fachlich, ggf. Vermittlung bei drohendem Scheitern, soweit vor Ort Bedarf  

 Informationsmanagement bzgl. IKZ-relevanter Entwicklungen  

für Politik und Verwaltungen der Kommunen im Kreis Groß-Gerau  

 Organisation von Wissensmanagement im Gesamtprozess   

Nutzbarmachung der Erfahrungen aus Einzelprojekten – fachlich, methodisch, Fördermit-

telakquise usw. – für alle Kommunen, gemeinsames Lernen aus Erfolgen/Misserfolgen, 

Organisation von Fortbildungen zum Projektmanagement usw.  

 Sonstige Lenkungsaufgaben  

z.B. Festlegung von Standards und Strukturen 

 Ansprechpartner für den Gesamtprozess 

 Controlling/Evaluation des Gesamtprozesses  

 

Die Lenkungsgruppe besteht aus 6 Mitgliedern und setzt sich wie folgt zusammen:  

 

 4 Ober-/Bürgermeister als Vertreter  

von Süd-, Mittel- und Nordkreis  

sowie der Sonderstatusstadt:  

Thomas Schell, Biebesheim am Rhein  

Carsten Sittmann, Trebur 

Heinz-Peter Becker, Mörfelden-Walldorf 

Patrick Burghardt, Rüsselsheim am Main 

 Landrat des Kreises Groß-Gerau: Thomas Will, Kreis Groß-Gerau 

 Leitung: Marion Götz, Fachbereichsleiterin Zentrale   

Dienste und Finanzen, Stadt Raunheim 

 
2.2 Organisation von Fortbildungen für Projektmanagement  
 

Erfolgreiche Projektarbeit setzt neben weiteren Rahmenbedingungen auch geschulte Verwal-

tungsmitarbeiter/innen voraus, denen die Grundzüge des Projektmanagements vertraut sind. 

Diese Qualifikation gilt es in den Verwaltungen der Kreiskommunen in ausreichendem Umfang 

aufzubauen, soweit sie noch nicht vorhanden ist.  
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Vor diesem Hintergrund wurden für die Beschäftigten der 15 Kreiskommunen durch die IKZ-

Geschäftsstelle seit 2014 vier Fortbildungen zu den Grundlagen des Projektmanagements 

angeboten. Alle Seminare haben zu einem besonders günstigen Preis von 80 € je Teilnehmer 

als zweitägiges Inhouse-Seminar im Rathaus Raunheim stattgefunden. 44 Mitarbeiter/innen 

aus 13 Kommunen des Kreises Groß-Gerau haben an den Schulungen teilgenommen. Die 

dort erworbenen theoretischen und praktischen Kenntnisse sind sowohl für IKZ-Projekte als 

auch in der sonstigen Tagesarbeit in den Kommunen nutzbringend einsetzbar.  

 
2.3 Arbeitsgruppe IKZ der Amtsleitungen  
 

Zur kontinuierlichen Begleitung des kreisweiten IKZ-Prozesses auf der „Arbeitsebene“ sowie  

als Plattform für einen regelmäßigen Wissensaustausch zwischen den Verwaltungen wur-

de 2013 auch die „Arbeitsgruppe IKZ-interessierter Amtsleitungen“ eingerichtet. Diese besteht 

aus je 1 – 2 Mitarbeiter/innen der Stadt-, Gemeinde- und Kreisverwaltungen im Kreis Groß-

Gerau, die von ihren Dienststellenleitungen entsandt werden. Hierbei handelt es sich in der 

Regel um die Hauptamtsleitungen bzw. die „IKZ-Beauftragten“ der Kommunen.  

 

Die Organisation und Koordination der Arbeitsgruppe und ihre Verzahnung mit den Arbeitsin-

halten der Lenkungsgruppe sowie dem IKZ-Geschehen insgesamt obliegt der Leiterin der IKZ-

Lenkungsgruppe. Die Arbeitsgruppe trifft sich in vierteljährlichem Turnus und nach Bedarf. 

Regelhafter Bestandteil der Sitzungen sind aktuelle Informationen über die laufenden IKZ-

Projekte und sonstige IKZ-relevante Entwicklungen, der Austausch über örtlich bestehende 

Unterstützungswünsche und -bedarfe sowie die Einbringung interessierender Fragen und 

Themen zur weiteren Bearbeitung.  

 
2.4 Informationsmanagement  
 

Voraussetzung für einen erfolgreichen Ausbau der interkommunalen Zusammenarbeit ist das 

zielgerichtete und verzahnte Zusammenwirken aller Ebenen und Beteiligten in Verwaltung und 

Politik im Kreis Groß-Gerau. Um dieses zu unterstützen, erfolgt durch die Leiterin der IKZ-

Lenkungsgruppe seit 2013 eine kontinuierliche und einheitliche Information aller Dienst-

stellenleitungen über IKZ-relevante Entwicklungen im und für das Kreisgebiet.  

 

Darüber hinaus ist eine regelmäßige Unterrichtung der ehrenamtlichen Mandatsträ-

ger/innen in den Städten und Gemeinden sowie im Kreis über die wesentlichen Entwicklun-

gen der IKZ für den Erfolg des Prozesses unabdingbar. Sie ist zudem Voraussetzung, um zu 

gegebener Zeit auch erforderliche Entscheidungen in den politischen Gremien auf einer quali-

fizierten Informationsbasis treffen zu können.  

 

Um die regelmäßige Unterrichtung aller Beteiligten und Interessierten zu gewährleisten, wird 

jährlich ein schriftlicher Zwischenbericht zum Sachstand der IKZ herausgegeben. Dieser 

wird den Kreiskommunen stets im November zu den Haushaltsberatungen vorgelegt und dar-

über hinaus auch Presse und Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt.  
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Über die Jahresberichte hinaus werden turnusmäßig Informationsveranstaltungen zur inter-

kommunalen Zusammenarbeit im Kreis Groß-Gerau für ehrenamtliche Mandatsträger/innen 

angeboten. Hierzu werden regelmäßig die Vorsitzenden der Stadtverordnetenversammlungen, 

Gemeindevertretungen und des Kreistags, die Fraktionsvorsitzenden sowie die Dienststellen-

leitungen der 15 Kreiskommunen als „Multiplikatoren“ eingeladen. Die nächste Informations-

veranstaltung ist im Frühjahr 2018 vorgesehen.   

 

Die aktuelle Information von Presse und Öffentlichkeit über neue IKZ-Entwicklungen erfolgt 

darüber hinaus durch regelmäßige Pressemitteilungen. 
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Mainspitze 5.1.2017 

Das Echo der Presse zu den Fortschritten der interkommunalen Zusammenarbeit illustriert die 

folgende beispielhafte Auswahl von Presseberichten im Berichtszeitraum. 
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Rüsselsheimer Echo 4.2.2017 Mainspitze 4.2.2017 
Groß-Gerauer Echo 

11.9.2017 

Frankfurter Allgemeine Zeitung 12.9.2017 

Frankfurter Rundschau  

11.9.2017 

Rüsselsheimer Echo 21.4.2017 

Rüsselsheimer Echo 21.4.2017 

Rüsselsheimer Echo 21.4.2017 Mainspitze 3.2.2017 
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Rüsselsheimer Echo 17.10.2017 
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Als neue und von jedermann/-frau nutzbare stets aktuelle Informationsplattform steht seit April 

2017 zudem eine eigene Website zur interkommunalen Zusammenarbeit im Kreisgebiet 

zur Verfügung. Unter der Adresse www.ikz.imkreisgg.de wird umfassend über den kreisweiten 

Prozess der interkommunalen Zusammenarbeit berichtet. Im Bereich „Informationen“ können 

alle IKZ-Jahresberichte, Pressemitteilungen, Präsentationen, ausgewählte Beschlussvorlagen 

und weitere Materialien als Download abgerufen werden. Der Bereich „Intern“ dient zum digi-

talen Informationsaustausch innerhalb der zahlreichen IKZ-Projekt- und Arbeitsgruppen und ist 

nicht öffentlich zugänglich. 

 

 
 

Bild:   
Downloadbereich der IKZ-Website www.ikz.imkreisgg.de im Bereich „Informationen“ 

 

Die Website hat sich seit Aufnahme ihres Betriebs als sehr hilfreiches Medium erwiesen, um 

Bürgerinnen und Bürgern, Mitgliedern politischer Gremien sowie IKZ-interessierten Vertre-

ter/innen von Kommunen, Behörden und Institutionen jederzeit alle wesentlichen Informatio-

nen über das kreisweite IKZ-Geschehen gebündelt und „auf Knopfdruck“ verfügbar zu ma-

chen. 

 
2.5 Weitere IKZ-fördernde Aktivitäten 
 

Über die oben dargestellten Maßnahmen hinaus haben im Berichtszeitraum folgende weitere 

Aktivitäten zur Förderung der interkommunalen Zusammenarbeit stattgefunden:  

 Unterstützung kreisangehöriger Kommunen bei Fragen in Zusammenhang mit örtlichen 

IKZ-Projekten oder sonstigen Projekten durch Zur-Verfügung-Stellung von Information 

und Kommunikation 

 Unterstützung kreisangehöriger Kommunen bei der Beantwortung von Fragen der 

überörtlichen Rechnungsprüfung zum Thema „Interkommunale Zusammenarbeit“ in 

Bezug auf die jeweilige Kommune  

http://www.ikz.imkreisgg.de/
http://www.ikz.imkreisgg.de/
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Mainspitze 18.10.2017 

 Unterstützung kreisangehöriger Kommunen bei der Beantragung von Fördermitteln für 

IKZ-Maßnahmen  

 Unterstützung kreisangehöriger Kommunen in Verfahrensfragen bei Anzeigen interkom-

munaler Kooperationen an die Aufsichtsbehörde gemäß § 127 a HGO  

 Präsentationen und Informationen über Verlauf und Ergebnisse des kreisweiten IKZ-

Prozesses oder einzelner Projekte in anfragenden Kommunen (Stadt- und Kreisverwaltun-

gen) und Institutionen innerhalb und außerhalb des Kreises Groß-Gerau.  

 
2.6 Fazit und Ausblick  
 
Als „Kernland der IKZ“ hat der Hessische Innenminister Peter Beuth die Kommunen im Kreis 

Groß-Gerau und den Kreis Groß-Gerau angesichts ihrer systematisch organisierten Aktivitäten 

zum Ausbau der interkommunalen Zusammenarbeit und zahlreicher Erfolge der letzten Jahre 

bei der Übergabe eines Fördermittelbescheids jüngst anerkennend bezeichnet. Dieses Bild 

schlägt sich auch nieder in der jüngst erschienenen Informationsbroschüre des Landes 

Hessen „Erfolgreiche Beispiele interkommunaler Lösungen“. Das 127 Seiten starke Werk 

dient zur Information des Hessischen Landtags und aller hessischen Kommunen über den 

Stand und die Entwicklung der Interkommunalen Zusammenarbeit in Hessen anhand ausge-

wählter erfolgreicher Beispiele. Herausgeber ist das Kompetenzzentrum für Interkommunale 

Zusammenarbeit beim Hessischen Ministerium des Innern. Ein solcher Bericht wurde erstma-

lig vorgelegt und soll „den kommunalen Verantwortungsträgern Ansporn und Hilfe sein für wei-

tere Kooperationen“, so der Minister in seinem Grußwort.  

 

 
 

Mehr als ein Drittel der in der Broschüre beschriebenen Beispiele nimmt die interkommunale 

Zusammenarbeit im Kreis Groß-Gerau ein. Unter der Überschrift „Vom IKZ-Projekt zum flä-

chendeckenden IKZ-Prozess“ wird ausführlich und mit Illustrationsmaterial bebildert über den 

seit 2013 zentral organisierten IKZ-Prozess im Kreis Groß-Gerau und seine Ergebnisse be-

richtet. Anschließend folgt ein Bericht über die Zusammenführung der Baubetriebshöfe Raun-

heim und Rüsselsheim als IKZ-Leuchtturm-Projekt im nördlichen Kreisgebiet. Die Broschüre 

ist unter www.ikz.imkreisgg.de im Bereich „Informationen“ als Download abrufbar. 
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Auch der Geschäftsführer des Kompetenzzentrums für Interkommunale Zusammenarbeit, 

Bürgermeister a.D. Claus Spandau, war in einer Pressemitteilung voll des Lobes für die hiesi-

gen Aktivitäten: „Das zentral organisierte, alle Kommunen des Kreises und alle Aufgabenfelder 

der Verwaltung flächendeckend erfassende und gleichzeitig auch die Kreisebene integrieren-

de Vorgehen im Kreis Groß-Gerau ist in dieser Form landesweit einmalig und zur Nachah-

mung empfohlen.“ 

 

Zur Fortsetzung dieser Entwicklung finden in der IKZ-Lenkungsgruppe derzeit die Vorberei-

tungen für die Auswahl der nächstfolgenden Projektfelder statt. Zwei aktuelle und für alle 

Kommunen des Kreises bedeutsame Themen werden in der nächsten Bürgermeisterdienst-

versammlung zum Projektstart im Jahr 2018 vorgeschlagen.  

 

 
I.A.  
 
 
 
Götz  
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 




